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1. Instanz

Aktenzeichen S 8 RJ 702/02
Datum 08.07.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 14 R 521/03
Datum 21.04.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 8. Juli 2003 wird
zurÃ¼ckgewiesen.
II. Die auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit nach Â§ 44 SGB VI a.F. sowie hilfsweise
auf Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit nach Â§ 43 Abs.1 und 2 SGB VI
n.F. erweiterte Klage wird abgewiesen.
III. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten. IV. Die Revision wird nicht
zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit.

Der 1943 in Kroatien geborene, seit 1971 in Deutschland lebende KlÃ¤ger hat keine
abgeschlossene Berufsausbildung durchlaufen. Er war zuletzt bis August 1997 als
Schlosserhelfer bzw. angelernter Schlosser versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt und
ist seitdem arbeitslos bzw. arbeitsunfÃ¤hig.

Der KlÃ¤ger stellte am 12.11.2001 bei der Beklagten Antrag auf Rente wegen
Erwerbsminderung. Vorausgegangen waren medizinische MaÃ�nahmen zur
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Rehabilitation in der Medizinischen Klinik P. der Beklagten im Zeitraum vom 22.03.
bis 19.04.2000 (AlkoholentwÃ¶hnungstherapie; Entlassung als arbeitsunfÃ¤hig im
Hinblick auf empfohlene weitere EntwÃ¶hnungsbehandlung bei Annahme einer
vollschichtigen LeistungsfÃ¤higkeit fÃ¼r kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten in
wechselnden KÃ¶rperpositionen unter Vermeidung von Nachtarbeit) sowie
anschlieÃ�ende ambulante RehabilitationsmaÃ�nahmen in der Fachambulanz zur
Behandlung von Suchterkrankungen, D. , im Zeitraum vom 04.09.2000 bis
27.03.2001 (Entlassungsdiagnose: AlkoholabhÃ¤ngigkeit, chronische Phase, derzeit
abstinent; Beendigung der Therapie in deutlich stabilisiertem und verbessertem
psychophysischem Zustand).

Die Beklagte lieÃ� den KlÃ¤ger auf nervenÃ¤rztlichem, chirurgischem und
internistischem Fachgebiet untersuchen und begutachten. Der Nervenarzt Dr.S.
diagnostizierte in seinem neuro-psychiatrischem Gutachten vom 18.01.2002 neben
einer langjÃ¤hrigen AlkoholabhÃ¤ngigkeit, glaubhaft trocken seit Ende MÃ¤rz 2000,
eine beginnende, toxisch bedingte Polyneuropathie bei AlkoholabhÃ¤ngigkeit und
bekanntem Diabetes mellitus, ein zervikales und lumbo-sakrales Wurzelreizsyndrom
ohne neurologische Defizite, ein beginnendes Karpaltunnelsyndrom sowie eine
gering bis mÃ¤Ã�ig stark ausgeprÃ¤gte neurotische Depression. Als
Nebendiagnosen vermerkte Dr.S.: "Verdacht auf paroxysmalen
Lagerungsschwindel, vasomotorische Kopfschmerzen, angegebener Tinitus ohne
Hinweis auf einen zerebralen Krankheitsprozess, Dupuytrensche Kontraktur rechts
noch ohne BeeintrÃ¤chtigung der Handfunktion, erhebliche Adipositas, Nikotin-
Abusus, Ulcera cruris, linksbetont". Der Gutachter hielt den KlÃ¤ger in der letzten
TÃ¤tigkeit als Schlosserhelfer nur fÃ¼r drei bis unter sechs Stunden tÃ¤glich
einsatzfÃ¤hig, sonstige leichte TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes ohne
Stresssituationen, stÃ¤ndiges Gehen und Stehen, schweres Heben und Tragen,
hÃ¤ufiges BÃ¼cken sowie ohne Zeitdruck und Schichtdienst hielt er fÃ¼r
vollschichtig mÃ¶glich.

Die Chirurgin Dr.L. erhob bei der Untersuchung vom 19.02.2002 eine Fehlhaltung
und degenerative VerÃ¤nderungen der WirbelsÃ¤ule, eine beginnende Gonarthrose
links sowie eine beginnende Coxarthrose rechts und degenerative VerÃ¤nderungen
des linken HÃ¼ftgelenkes, ferner eine AC-Gelenkarthrose und ein Impingement
links. Sie sah alle leichten kÃ¶rperlichen Arbeiten ohne stÃ¤ndiges BÃ¼cken und
ohne Heben und Tragen von Lasten Ã¼ber 10 Kilogramm als vollschichtig mÃ¶glich
an.

Die Internistin Dr.T. kam auf Grund ihrer Untersuchung vom 31.01.2002 im
Wesentlichen zu dem gleichen Ergebnis (Diagnosen: degenerative VerÃ¤nderungen
der WirbelsÃ¤ule, medikamentÃ¶s eingestellter Diabetes mellitus, bekannte
Retinopathia diabetica, Zustand nach Laser-Behandlung beider Augen 2000,
Zustand nach frÃ¼herem Alkoholmissbrauch, chronische Gastritis, arterielle
Hypertonie, medikamentÃ¶s eingestellt, ohne RÃ¼ckwirkung auf das Herz).

Die Beklagte lehnte den Rentenantrag mit streitgegenstÃ¤ndlichem Bescheid vom
01.03. 2000 ab. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
TÃ¤tigkeiten im Umfang von mindestens sechs Stunden tÃ¤glich ausÃ¼ben.
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Mit seinem Widerspruch begehrte der KlÃ¤ger die Umdeutung des frÃ¼heren
Antrags auf Reha-Leistungen in einen Rentenantrag gemÃ¤Ã� Â§ 116 Abs.3
Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) und gab zur BegrÃ¼ndung an, die Reha-
Leistungen seien gescheitert. Die Beklagte wies den Widerspruch mit
Widerspruchsbescheid vom 18.04.2002 zurÃ¼ck. Der KlÃ¤ger, der keinen
Berufsschutz genieÃ�e, kÃ¶nne auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt noch mehr als
sechs Stunden tÃ¤glich mit gewissen qualitativen EinschrÃ¤nkungen (ohne
hÃ¤ufiges BÃ¼cken, ohne Heben und Tragen von Lasten Ã¼ber 10 Kilogramm)
tÃ¤tig sein. Die Reha-AntrÃ¤ge vom 17.12.1999 und 28.07. 2000 seien nicht in
RentenantrÃ¤ge umzudeuten, da der KlÃ¤ger â�� wie auch aus der
Abschlussbeurteilung der Medizinischen Klinik P. vom 08.05.2000 zu entnehmen
â�� auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt noch vollschichtig tÃ¤tig sein kÃ¶nne.

Mit Bescheid vom 15.05.2002 lehnte auch die Pensionsversicherungsanstalt der
Arbeiter, Landesstelle Wien, den Antrag des KlÃ¤gers auf Zuerkennung der
InvaliditÃ¤tspension ab mit der BegrÃ¼ndung, der KlÃ¤ger sei nicht invalid.

Im Klageverfahren vor dem Sozialgericht (SG) verfolgte der KlÃ¤ger sein Begehren
weiter.

Das SG zog die Akten des parallel laufenden Klageverfahrens S 16 SB 525/02 mit
den darin enthaltenen zahlreichen Ã¤rztlichen Unterlagen und Befundberichten der
behandelnden Ã�rzte auf nervenÃ¤rztlichem, allgemeinÃ¤rztlichem,
augenÃ¤rztlichem und internistischem Fachgebiet bei. Es holte zusÃ¤tzlich einen
Befundbericht des OrthopÃ¤den Dr.S. vom 10.09.2002 sowie eine
Arbeitgeberauskunft Ã¼ber die letzte TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers bei der Firma M. G.
Stahlbau KG vom 02.09.2002 ("angelernte TÃ¤tigkeit als Metallhandwerker (Helfer)
verbunden mit Ã¼berwiegendem Gehen und Stehen, beendet durch
Betriebsaufgabe") ein.

Das SG erhob Beweis Ã¼ber den Gesundheitszustand und die ErwerbsfÃ¤higkeit
des KlÃ¤gers durch Einholung eines Gutachtens des Internisten Dr.M. vom
13.02.2003. Dieser stellte beim KlÃ¤ger folgende GesundheitsstÃ¶rungen fest:

1. chronische Antrumgastritis mit Erosionen, RefluxÃ¶sophagitis Grad I bei Zustand
nach rezidiverenden Ulcera duodeni

2. Diabetes mellitus

3. arterielle Hypertonie

4. chronische Raucherbronchitis

5. Zustand nach Alkoholerkrankung

6. Hyperopie, Astigmatismus und Cataracta beidseits

7. Verdacht auf Polyneuropathie
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8. diabetische Retinopathie

9. HyperlipoproteinÃ¤mie

10.atrophische StÃ¶rung beider Unterschenkel bei geringer Varikosis

11.chronisch degeneratives WirbelsÃ¤ulensyndrom

12.Impingement-Syndrom der linken Schulter

13.Zustand nach Innenmeniskus-Teilresektion links

14.initiale Gonarthrose beidseits.

Nach den zusammenfassenden AusfÃ¼hrungen des Gutachters dazu ist der KlÃ¤ger
durch die aus der Alkoholkrankheit resultierenden SchÃ¤den an den Organen nach
wie vor in seiner ErwerbsfÃ¤higkeit deutlich reduziert, die zuletzt ausgeÃ¼bte
TÃ¤tigkeit als Metallhandwerker kann er ohne Gefahr fÃ¼r die Restgesundheit nicht
mehr verrichten. Dennoch besteht weiterhin auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ein
ausreichendes LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte bis mittelschwere Arbeiten, wobei
als qualitative LeistungseinschrÃ¤nkungen das Vermeiden von Heben und Tragen
von Lasten Ã¼ber 10 Kilogramm, Arbeiten mit hÃ¤ufigem BÃ¼cken und
Ã�berkopfarbeiten sowie Arbeiten auf Leitern und GerÃ¼sten und der Exposition
inhalativer Noxen (Gas, Staub, Rauch, Dampf) zu nennen sind. EinschrÃ¤nkungen
hinsichtlich des Anmarschweges zur ArbeitsstÃ¤tte bestehen dagegen nicht. Der
Gutachter mahnte im Hinblick auf erhebliches Ã�bergewicht, HypertriglyzeridÃ¤mie
und schlechte Blutzuckereinstellung eine disziplinierte LebensfÃ¼hrung
insbesondere hinsichtlich diÃ¤tetischer MaÃ�nahmen an, die eine Verbesserung des
Gesamtzustandes herbeifÃ¼hren kÃ¶nnten; auch solle durch eine gezielte
Krankengymnastik die muskulÃ¤re Dysbalance im Bereich der WirbelsÃ¤ule
verbessert werden mit dem Ziel einer Gesamtverbesserung des kÃ¶rperlichen
Zustandes. Die Einholung weiterer Gutachten hielt der SachverstÃ¤ndige bei
ausreichender Vorbegutachtung nicht fÃ¼r erforderlich.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung beschrÃ¤nkte der KlÃ¤ger sein Begehren auf
GewÃ¤hrung einer Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit nach altem Recht, deutete aber
bereits an, dass er eventuell in der Berufungsinstanz die Klage hinsichtlich der
ErwerbsunfÃ¤higkeit erweitern und einen Antrag nach Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) stellen wolle. Er wurde vom Erstgericht darauf hingewiesen, dass es sich bei
der BeschrÃ¤nkung des Klageantrags um eine KlageÃ¤nderung handle. Der
Vertreter der Beklagten benannte die TÃ¤tigkeit eines einfachen PfÃ¶rtners als fÃ¼r
den KlÃ¤ger in Betracht kommende VerweisungstÃ¤tigkeit.

Das SG wies die Klage mit Urteil vom 08.07.2003 ab. Es legte im wesentlichen dar,
dass der KlÃ¤ger nicht berufsunfÃ¤hig sei und eine Umdeutung des
ursprÃ¼nglichen Antrages auf DurchfÃ¼hrung von MaÃ�nahmen zur medizinischen
Rehabilitation vom 17.12.1999 in einen Rentenantrag nicht in Betracht komme, da
der KlÃ¤ger im Zeitpunkt der Entlassung aus der medizinischen Reha-MaÃ�nahme
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im April 2000 nicht vermindert erwerbsfÃ¤hig gewesen und auch die gewÃ¤hrte
Leistung zur medizinischen Rehabilitation nicht erfolglos gewesen sei. Das
berufliche LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers sei zwar eingeschrÃ¤nkt, da er die
zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als Schlosserhelfer nur noch unter zwei Stunden
tÃ¤glich verrichten kÃ¶nne; dennoch sei der KlÃ¤ger in der Lage, leichtere
kÃ¶rperliche Arbeiten ohne Nachtarbeit vollschichtig zu verrichten, wie sich schon
aus dem Entlassungsbericht der Medizinischen Klinik P. ergebe. FÃ¼r die Annahme
von BerufsunfÃ¤higkeit reiche es nicht aus, wenn ein Versicherter seinen bisherigen
Beruf nicht mehr ausÃ¼ben kÃ¶nne. Es mÃ¼sse ihm auch eine Verweisung auf
andere TÃ¤tigkeiten nicht mehr zumutbar sein (so BSG u.a. in SozR 2200 Â§ 1246
RVO Nr.138). Die soziale Wertigkeit des bisherigen Berufes des KlÃ¤gers, nach der
sich die soziale Zumutbarkeit von VerweisungstÃ¤tigkeiten richte, entspreche bei
Zugrundelegung des vom Bundessozialgericht entwickelten Berufsgruppenschemas
der Gruppe der angelernten TÃ¤tigkeiten. Das Gericht sei zu Gunsten des KlÃ¤gers
davon ausgegangen, dass er dem oberen Bereich dieser Gruppe (mit Ausbildungs-
oder Anlernzeit von Ã¼ber 12 Monaten bis zu 24 Monaten) zuzuordnen sei. Er
kÃ¶nne daher nicht auf alle ungelernten TÃ¤tigkeiten des allgemeinen
Arbeitsmarktes verwiesen werden; zumutbare VerweisungstÃ¤tigkeiten mÃ¼ssten
sich durch QualitÃ¤tsmerkmale, wie etwa das Erfordernis einer Einweisung und
Einarbeitung oder die Notwendigkeit beruflicher oder betrieblicher Vorkenntnisse,
auszeichnen. Als solche TÃ¤tigkeit komme die von der Beklagten benannte
TÃ¤tigkeit eines einfachen PfÃ¶rtners in Betracht. Es handle sich in der Regel um
eine kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeit, die vornehmlich im Sitzen mit der MÃ¶glichkeit
zu gelegentlichem Gehen und Stehen ausgeÃ¼bt werde. Sie sei dem KlÃ¤ger mit
dem verbliebenen kÃ¶rperlichen LeistungsvermÃ¶gen zumutbar. Unerheblich sei,
ob ihm ein entsprechender Arbeitsplatz auch tatsÃ¤chlich vermittelt werden
kÃ¶nne, da bei einem vollschichtig einsatzfÃ¤higen Versicherten der Arbeitsmarkt
als offen anzusehen und das Risiko der Arbeitsvermittlung von der gesetzlichen
Arbeitslosenversicherung und nicht von der Rentenversicherung zu tragen sei.

Mit der Berufung wendet sich der KlÃ¤ger gegen dieses Urteil und begehrt nunmehr
wieder die Zahlung einer Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit, "hilfsweise Rente
wegen teilweiser oder voller Erwerbsminderung; ferner hilfsweise eine Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit auf Grund des Antrages auf Rehabilitationsleistungen vom
November 2000". Er trÃ¤gt vor, er sei gesundheitlich so massiv eingeschrÃ¤nkt,
dass fÃ¼r ihn allenfalls SchonarbeitsplÃ¤tze in Frage kÃ¤men, da mit vielen
Ausfallzeiten zu rechnen sei, werde ihn kein wirtschaftlich denkender Arbeitgeber
einstellen. Die von der Beklagten benannte TÃ¤tigkeit des PfÃ¶rtners sei als
Nischenberuf anzusehen, der in der Regel nur betriebsintern vergeben werde. Das
SG habe die ihm obliegende Amtsermittlung insofern nicht vollstÃ¤ndig
ausgeschÃ¶pft. Es hÃ¤tte eine berufskundliche Stellungnahme zu weiteren
VerweisungstÃ¤tigkeiten einholen mÃ¼ssen. Im Ã�brigen beharrt der KlÃ¤ger
weiter auf der Auffassung, die Reha-AntrÃ¤ge von Juli 1999 und vom 28.07.2000
seien in einen Rentenantrag umzudeuten.

Hinsichtlich des Berufungsbegehrens vertritt der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte die
Auffassung, trotz der BeschrÃ¤nkung des Klageantrags im erstinstanzlichen
Verfahren auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit kÃ¶nne "in jeder Lage des
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Verfahrens in der Tatsacheninstanz auf einen anderen oder erweiterten Antrag
Ã¼bergegangen werden", nachdem die angefochtenen, streitbefangenen
Bescheide eine Rentenleistung abgelehnt hÃ¤tten. Der Gesundheitszustand des
KlÃ¤gers habe sich inzwischen verschlechtert, er habe sich diverser
orthopÃ¤discher und internistischer Eingriffe unterziehen mÃ¼ssen, eine volle
Erwerbsminderungsrente sei nunmehr gerechtfertigt.

Der zunÃ¤chst zustÃ¤ndige 5. Senat zog die Unfallakten der SÃ¼ddeutschen
Metallberufsgenossenschaft bei (Arbeitsunfall mit Knieverletzung im Jahre 1984,
anerkannte MdE 20 %, Abfindungszahlung von ca. 33.000 EUR im Jahre 2004; zuvor
zuletzt chirurgisches Gutachten vom 26.03.2004), ferner die Ã¤rztlichen Unterlagen
des zustÃ¤ndigen Arbeitsamts (amtsÃ¤rztliche Untersuchung durch Dr.R. am
22.01.2001, Annahme einer unter vollschichtigen LeistungsfÃ¤higkeit mit
verminderter Belastbarkeit: leichte, zwischenzeitlich auch mittelschwere
TÃ¤tigkeiten mit MÃ¶glichkeit zum Haltungswechsel und weiteren
EinschrÃ¤nkungen drei bis unter sechs Stunden tÃ¤glich). Nach Wechsel der
ZustÃ¤ndigkeit des Senats wurden ferner die Akte S 16 SB 525/02 des parallel
laufenden Schwerbehindertenverfahrens des SG MÃ¼nchen mit den darin
befindlichen Facharztgutachten auf nervenÃ¤rztlichem und internistischen Gebiet
des Dr.M. vom 16.10.2003 und des Dr.L. vom 10.04.2004 beigezogen.

Der KlÃ¤ger, der zunÃ¤chst die Neurologin und Psychiaterin Dr.G. A. und den
Chirurgen Dr.L. als Gutachter nach Â§ 109 SGG benannt hatte, beantragte nach
Ablehnung eines solchen Gutachtens durch Dr. A. die AnhÃ¶rung des OrthopÃ¤den
und Sozialmediziners Dr.L â�¦ In seinem Gutachten nach Â§ 109 SGG vom
19.11.2004 beantwortet dieser die Frage nach den die ErwerbsfÃ¤higkeit des
KlÃ¤gers beeintrÃ¤chtigenden GesundheitsstÃ¶rungen fachÃ¼bergreifend wegen
der sich gegenseitig beeinflussenden StÃ¶rungen wie folgt: "Arthrose des linken
Schultergelenks mit degenerativen VerÃ¤nderungen der Rotatorenmanschette,
links deutlicher als rechts; Arthrose des linken Kniegelenks; degeneratives
WirbelsÃ¤ulensyndrom mit Blockierungsneigung im Bereich der mittleren
BrustwirbelsÃ¤ule und Ausbildung einer Pseudostenokardie, ferner als
Ã¼bernommene Diagnosen: Diabetes mellitus, chronische Ã�sophagogastritis,
arterielle Hypertonie, chronische Raucherbronchitis, chronische Polyneuropathie,
Folgen des Diabetes mit Retinopathie, chronische Alkoholerkrankung â�� vermutlich
RÃ¼ckfall".

Der Gutachter, bei dessen Untersuchung der KlÃ¤ger erstmals wieder angegeben
hatte, derzeit nicht trocken zu sein, vertrat die Auffassung, der KlÃ¤ger kÃ¶nne aus
der Sicht seines Fachgebietes nur noch leichte Arbeiten im Gehen, Stehen und
Sitzen mit der MÃ¶glichkeit zum Wechsel, jedoch ohne Ã�berkopfarbeiten, Arbeiten
auf Leitern und GerÃ¼sten, an gefÃ¤hrdenden Maschinen und ohne Akkord- und
Schichtarbeiten, acht Stunden tÃ¤glich verrichten. Er sei nicht mehr in der Lage,
seiner letzten ErwerbstÃ¤tigkeit als Schlosser nachzugehen und kÃ¶nne sich auf
andere ErwerbstÃ¤tigkeiten "sicherlich nur schwer umstellen, da die wieder
ausgebrochene Alkoholsucht vermutlich eine EinschrÃ¤nkung der
Motivationsbereitschaft hierzu" zeigen werde. EinschrÃ¤nkungen bei der
ZurÃ¼cklegung von Wegen sah Dr.L. nicht. Die Frage nach einer verminderten
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ErwerbsfÃ¤higkeit bei Abschluss der Reha-MaÃ�nahmen im MÃ¤rz 2001
beantwortete der Gutachter dahin, dass eine verminderte ErwerbsfÃ¤higkeit
bestanden habe, wie aus dem Abschlussbericht zur ambulanten Rehabilitation des
leitenden Arztes der Fachambulanz zur Behandlung von Suchterkrankungen in D. ,
Dr.D. , vom 11.04.2001 (Bl.62 Gutachtensheft der Beklagten) hervorgehe; der aus
neurologischer Sicht beschriebene orthopÃ¤dische Funktionsbericht sei etwas
dÃ¼rftig, spiegele aber die heutige Situation wider, wobei anzunehmen sei, dass
sich die orthopÃ¤dischen Befunde zwischenzeitlich vermutlich etwas verstÃ¤rkt
hÃ¤tten.

Die Beklagte nahm durch ihren Ã�rztlichen Dienst (Dr.K., 22.12.2004) dahingehend
Stellung, dass dem KlÃ¤ger in Ã�bereinstimmung mit der frÃ¼heren Beurteilung im
Verwaltungsverfahren auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt leichte Arbeiten sechs
Stunden und mehr mit qualitativen EinschrÃ¤nkungen mÃ¶glich seien. Der KlÃ¤ger,
der allenfalls als Angelernter im oberen Bereich einzustufen sei, kÃ¶nne medizinisch
und sozial zumutbar auf die TÃ¤tigkeit als einfacher PfÃ¶rtner, Montierer, Sortierer
und Verpacker verwiesen werden.

Der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte hat auf die Anfrage des Senats vom 11.01.2005 zur
Frage der Aufrechterhaltung der Berufung sich nicht mehr geÃ¤uÃ�ert. Die
Beiziehung der Akten des inzwischen ebenfalls in der Berufungsinstanz
anhÃ¤ngigen Parallelverfahrens im Schwerbehindertenrecht (L 15 SB 122/04) durch
den Senat ergab, dass die auf ErhÃ¶hung des Grades der Schwerbehinderung von
40 auf 50 gerichtete Klage (Verfahren S 16 SB 525/02) mit Urteil des Sozialgerichts
MÃ¼nchen vom 16.09.2004 insofern teilweise Erfolg hatte, als die Beklagte
entsprechend einem vom KlÃ¤ger nicht angenommenen Vergleichsangebot
verpflichtet wurde, den GdB in der Zeit vom 04.10.2001 bis 30.04.2002 in HÃ¶he
von 50 und ab 01.05.2002 wieder in HÃ¶he von 40 festzustellen. Dies wurde mit
dem Ergebnis der Beweisaufnahme begrÃ¼ndet, insbesondere dem Vorschlag des
Dr.L. in seinem internistischen Gutachten vom 10.04. 2004, dass nach einer
BewÃ¤hrungszeit von zwei Jahren nach Eintritt der Alkoholabstinenz maÃ�gebliche
GesundheitsstÃ¶rungen durch den Alkoholismus nicht mehr vorlÃ¤gen. Der KlÃ¤ger
begehrte mit seiner Berufung die Feststellung eines GdB in HÃ¶he von 50 ab
01.05.2002 und trug u.a. vor, er lege groÃ�en Wert darauf, dass ihm der
Schwerbehindertenschutz zum Zeitpunkt 01.10.2003 zukomme, denn er beziehe
zwischenzeitlich Altersrente. Die Anerkennung als Schwerbehinderter hÃ¤tte zur
Folge, dass er einen wesentlich geringeren Abschlag bei der Rente hinnehmen
mÃ¼sse. Im ErÃ¶rterungstermin vom 16.03.2005 trug er vor, vor ca. einem Jahr
wieder rÃ¼ckfÃ¤llig geworden zu sein und alle zwei Wochen bis zu einem halben
Liter Schnaps zu trinken. In einem Ã¤rztlichen Befundbericht des behandelnden
Arztes Dr.R. vom 23.03.2005 wurde der KlÃ¤ger jedoch als "derzeit trocken"
bezeichnet und die Frage nach einem RÃ¼ckfall dahin beantwortet, der KlÃ¤ger
habe bis 1999 getrunken, seither eher gesund gelebt. Laut dem vom 15. Senat
beigezogenen chirurgischen Gutachten des Dr.B. vom 26.03.2004, erstellt fÃ¼r die
Berufsgenossenschaft wegen der beauftragten Abfindung, hatte sich der KlÃ¤ger
bei der dortigen Untersuchung ebenfalls als trocken bezeichnet hatte.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 21.04.2005 teilte der Vertreter der Beklagten
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mit, der KlÃ¤ger beziehe seit Vollendung des 60. Lebensjahres Altersrente gemÃ¤Ã�
Â§ 237 SGB VI.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�, die Beklagte unter Aufhebung des Urteils des
Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 08.07.2003 sowie des Bescheides vom 05.03.2002 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 18.04.2002 zu verpflichten, dem
KlÃ¤ger eine Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit, hilfsweise wegen teilweiser oder
voller Erwerbsminderung, ferner hilfsweise wegen BerufsunfÃ¤higkeit auf Grund des
in einen Rentenantrag umgedeuteten Antrags auf Rehabilitationsleistungen vom
28.07.2000 bzw. vom 17.12.1999 zu zahlen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen der Einzelheiten des Sachverhalts wird auf den Inhalt der Gerichtsakten
sowie auf die beigezogenen Versichertenakten der Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die statthafte, form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143
ff., 151 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -), sie erweist sich aber nicht als begrÃ¼ndet.
Das darÃ¼berhinaus in der Berufungsinstanz wieder aufgegriffene, auf Rente
wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit bzw. Erwerbsminderung gerichtete Klagebegehren ist
unzulÃ¤ssig.

1. Das ursprÃ¼nglich auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit, hilfsweise wegen
BerufsunfÃ¤higkeit, hilfsweise auf Rente wegen voller oder teilweise
Erwerbsminderung gerichtete Klagebegehren hat der KlÃ¤ger in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung vor dem Erstgericht auf die Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit
beschrÃ¤nkt. Er hat damit seine darÃ¼berhinaus gehende Rechtsschutzbitte
zurÃ¼ckgezogen. Die darin zu sehende teilweise KlagerÃ¼cknahme hat zur Folge,
dass die Hauptsache insoweit erledigt ist (Â§ 102 Satz 2 SGG). Einer erneuten
Geltendmachung steht die insoweit eingetretene Bindungswirkung des
angefochtenen Bescheides entgegen, es sei denn, es liegt eine auch in der
Berufungsinstanz noch mÃ¶gliche, gemÃ¤Ã� Â§ 99 SGG zulÃ¤ssige KlageÃ¤nderung
vor. Dies ist vorliegend jedoch nicht der Fall.

Eine KlageÃ¤nderung ist gemÃ¤Ã� Â§ 99 Abs.1 SGG zulÃ¤ssig, wenn die Ã¼brigen
Beteiligten einwilligen oder das Gericht die Ã�nderung fÃ¼r sachdienlich hÃ¤lt. Der
Senat sieht das in der Berufungsinstanz geÃ¤nderte Begehren nicht als sachdienlich
an. Es hatte bereits im Klageverfahren keine Aussicht auf Erfolg, so dass es dort
nicht mehr weiter verfolgt, aber ohne spÃ¤tere VerÃ¤nderung sofort wieder mit
Berufungsantrag aufgenommen wurde. Die Beklagte hat ihrerseits nicht in die
KlageÃ¤nderung eingewilligt. Dies hat sie in der mÃ¼ndlichen Verhandlung
klargestellt, nachdem sie sich zuvor auch schriftsÃ¤tzlich nicht ausdrÃ¼cklich mit
dem neuen Begehren auseinandergesetzt hatte. Die auf Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit nach Â§ 44 SGB VI a.F. sowie hilfsweise auf Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit nach Â§ 43 Abs.1 und 2 SGB VI n.F. erweiterte
Klage war daher (als unzulÃ¤ssig) abzuweisen.
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2. Das angefochtene Ersturteil ist nicht zu beanstanden. Den geltend gemachten
Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit nach Â§ 43 Abs.2 SGB VI a.F. hat das
Erstgericht zu Recht abgewiesen, weil die von ihm im einzelnen aufgefÃ¼hrten
Voraussetzungen nicht gegeben sind. Es hat sich umfassend mit den zahlreichen
Ã¤rztlichen Gutachten und dem Inhalt des von ihm eingeholten Gutachtens des
Dr.M. auseinandergesetzt und den Sachverhalt rechtlich zutreffend gewÃ¼rdigt.
Danach ist ein Rentenanspruch des KlÃ¤gers weder nach neuem Recht aufgrund
des Rentenantrags vom 12.11.2001 (Â§ 240 SGB VI n.F.) noch nach altem Recht (Â§
43 Abs.2 SGB VI a.F.) aufgrund eines gemÃ¤Ã� Â§ 116 SGB VI umgedeuteten
Rehaantrages gegeben. Nach dem auch fÃ¼r den Senat schlÃ¼ssigen und
Ã¼berzeugenden Gutachten des Dr.M. vom 13.02.2003 besteht noch ein
ausreichendes vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt wie insbesondere auch fÃ¼r die von der Beklagten
aufgezeigte TÃ¤tigkeit eines einfachen PfÃ¶rtners.

Die weitere Beweisaufnahme in der Berufungsinstanz hat die Ermittlungen des
Erstgerichts bestÃ¤tigt. Das gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG eingeholte Gutachten des Dr.L.
erbringt gegenÃ¼ber dem bisherigen Gutachten im Klage- und Rentenverfahren
nichts wesentlich Neues. Eine relevante Verschlechterung ist nicht eingetreten.
Auch nach den Aussagen des Dr.L. kann der KlÃ¤ger seinen zuletzt ausgeÃ¼bten
Beruf eines angelernten Schlossers nicht mehr ausÃ¼ben, wohl aber leichten
kÃ¶rperlichen TÃ¤tigkeiten mit gewissen qualitativen EinschrÃ¤nkungen (in
wechselnder KÃ¶rperposition, ohne Ã�berkopfarbeiten, ohne Arbeiten auf Leitern
und GerÃ¼sten, ohne BeschÃ¤ftigung an gefÃ¤hrdenden Maschinen, ohne Akkord-
und Schichtarbeiten) nachgehen. EinschrÃ¤nkungen bei der ZurÃ¼cklegung von
Wegen sah der Gutachter nicht. Seine weiter geÃ¤uÃ�erte Annahme, der KlÃ¤ger
kÃ¶nne sich auf andere ErwerbstÃ¤tigkeiten sicherlich nur "sehr schwer umstellen,
da die wieder neu ausgebrochene Alkoholsucht vermutlich eine EinschrÃ¤nkung der
Motivationsbereitschaft hierzu" zeigen werde, teilt der Senat so nicht. Abgesehen
davon, dass hier lediglich eine (fachfremde) Vermutung geÃ¤uÃ�ert wird, hÃ¤lt der
Senat diesbezÃ¼gliche Ã�uÃ�erungen des KlÃ¤gers angesichts der gesamten
UmstÃ¤nde fÃ¼r eher zweckgerichtet und so nicht glaubhaft.

Nachdem im Ã�brigen auch fÃ¼r den Senat nachvollziehbaren Gutachten des Dr.L.
kann der KlÃ¤ger noch vollschichtige TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt verrichten, auf die er als angelernter Arbeitnehmer verweisbar ist.
Insbesondere kann er die von der Beklagten aufgezeigte und auch vom Erstgericht
bejahte TÃ¤tigkeit eines einfachen PfÃ¶rtners noch ausÃ¼ben. Entgegen der
Auffassung des KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten handelt es sich dabei nicht um eine
NischentÃ¤tigkeit oder um eine reine SchontÃ¤tigkeit. Vielmehr gibt es nach den
wiederholten AuskÃ¼nften der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit in vergleichbaren
FÃ¤llen und der stÃ¤ndigen Rechtsprechung der Sozialgerichte fÃ¼r einfache
PfÃ¶rtner â�� anders als fÃ¼r den sogenannten gehobenen PfÃ¶rtner, dessen
Aufgabenbereich anspruchsvollere TÃ¤tigkeiten mit betriebsbezogenen Kenntnissen
umfasst und daher auch in der Regel betriebsintern mit Ã¤lteren,
leistungsgeminderten Arbeitnehmern besetzt wird â�� weiterhin genÃ¼gend
entsprechende ArbeitsplÃ¤tze auf dem Arbeitsmarkt.
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FÃ¼r die vom KlÃ¤ger begehrte Umdeutung eines zuvor gestellten Rehaantrags
gemÃ¤Ã� Â§ 116 Abs.2 SGB VI in einen Rentenantrag ist nach allem kein Raum
mehr. Der KlÃ¤ger ist nicht vermindert erwerbsfÃ¤hig im Sinne der Rentengesetze,
erst recht nicht lÃ¤sst sich feststellen, dass die aufgrund der zuvor gestellten
RehaantrÃ¤ge gewÃ¤hrten medizinischen Leistungen zur Rehabilitation nicht
erfolgreich gewesen wÃ¤ren, weil sie die verminderte ErwerbsfÃ¤higkeit nicht
verhindert hÃ¤tten. Es handelte sich um aufeinander folgende, zunÃ¤chst
stationÃ¤r, dann ambulant erfolgte EntwÃ¶hnungsbehandlungen. Das Ziel der
MaÃ�nahmen wurde eindeutig erreicht â�� der KlÃ¤ger hat sich selbst gegenÃ¼ber
den untersuchenden Ã�rzten wÃ¤hrend des Verfahrens mehrfach als "seit vielen
Jahren trocken" bezeichnet und wurde auch von allen Gutachtern als arbeitsfÃ¤hig
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt angesehen. Anderslautende Aussagen des
KlÃ¤gers im Jahre 2004 bzw. 2005 bezÃ¼glich eines erneuten Ã¼bermÃ¤Ã�igen
Alkoholkonsums sind â�� unabhÃ¤ngig von ihrer GlaubwÃ¼rdigkeit â�� fÃ¼r den in
Frage stehenden Zeitraum zwischen 1999 und 2001 nicht mehr relevant.

Bei dieser Sachlage hatte die Berufung keinen Aussicht auf Erfolg. Sie war mit der
Kostenfolge aus Â§ 193 SGG zurÃ¼ckzuweisen. GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der
Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 13.07.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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